
Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Vorlage Nr. 15/329

öffentlich

Datum: 02.07.2021

Dienststelle: Fachbereich 43

Bearbeitung: Herr Schönberger

Landesjugendhilfeausschuss 23.09.2021 Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII

Beschlussvorschlag:

Nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-KJHG NRW wird gemäß Vorlage Nr. 
15/329 die „geg euregio GmbH“, Heinrichsallee 28 in 52062 Aachen, als Träger der 
freien Jugendhilfe anerkannt. 

Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung 
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Zusammenfassung: 

 

Die „geg euregio GmbH“, Heinrichsallee 28 in 52062 Aachen beantragte mit Schreiben 

vom 17.03.2021 die überörtliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 

75 SGB VIII durch den Landschaftsverband Rheinland.  

 

Der Gesellschaftszweck wird in § 2 des Gesellschaftsvertrages wie folgt beschrieben: „Ge-

genstand der Gesellschaft ist die Verwirklichung von Aufgaben in Pflege- und 

Betreuungseinrichtungen. Der Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

den Betrieb von Behinderten-, Jugend- und Kinderhilfeeinrichtungen...“ 

 

Der Antragsteller ist in den Städten Aachen, Mönchengladbach und Wesseling sowie im 

Kreis Viersen tätig und beschäftigt derzeit ca. 150 Mitarbeitende. 

 

Da das Bestehen der Anerkennungsvoraussetzungen bis zum Jahr 2017 nachgewiesen 

worden ist, hat der Verein einen Rechtsanspruch auf eine Anerkennung als freier Träger 

der Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII.  
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Begründung der Vorlage Nr. 14/: 

 

Die „geg euregio GmbH“, Heinrichsallee 28 in 52062 Aachen beantragte mit Schreiben 

vom 17.03.2021 die überörtliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 

75 SGB VIII durch den Landschaftsverband Rheinland.  

 

Der Gesellschaftszweck wird in § 2 des Gesellschaftsvertrages wie folgt beschrieben: 

„Gegenstand der Gesellschaft ist die Verwirklichung von Aufgaben in Pflege- und 

Betreuungseinrichtungen. Der Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

den Betrieb von Behinderten-, Jugend- und Kinderhilfeeinrichtungen...“ 

Nähere Ausführungen s. § 2 des Gesellschaftsvertrages. 

 

Der Antragsteller ist in den Städten Aachen, Mönchengladbach und Wesseling sowie im 

Kreis Viersen tätig und beschäftigt derzeit ca. 150 Mitarbeitende. 

 

I. 

Für die Anerkennung ist gemäß §§ 75 III SGB VIII, 25 I Nr. 2 AG-KJHG-NRW „das 

Landesjugendamt nach Beschlussfassung des Landesjugendhilfeausschusses zuständig, 

wenn der Träger der freien Jugendhilfe seinen Sitz im Bezirk des Landesjugendamtes hat 

und vorwiegend dort in mehreren Jugendamtsbezirken tätig ist. Gehören diese zu 

demselben Kreis, ist anstelle des Landesjugendamtes das Jugendamt dieses Kreises 

zuständig.“ 

Aufgrund der räumlichen Verteilung der Standorte und der Arbeitsschwerpunkte auf 

mehrere Gebietskörperschaften des LVR ist der regionale Bezug zum Verbandsgebiet des 

LVR gegeben. 

 

 

II. 

Gemäß § 75 SGB VIII ist für eine Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe durch 

das Landesjugendamt als Voraussetzung erforderlich, dass der Träger: 

1. eine juristische Person oder Personenvereinigung ist, 

2. die auf dem Gebiet der Jugendhilfe tätig ist, also die Entwicklung und Erziehung 

junger Menschen zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit fördert, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt 

4. sowie aufgrund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lässt, 

dass er einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der 

Jugendhilfe zu leisten imstande ist und 

5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

 

 

Zu 1. 

Als GmbH ist die Antragstellerin eine juristische Person. 

 

Zu 2. 

Der Gesellschaftszweck wird in § 2 wie folgt beschrieben: „Gegenstand der Gesellschaft 

ist die Verwirklichung von Aufgaben in Pflege- und Betreuungseinrichtungen. Der 

Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch den Betrieb von Behinderten-, 

Jugend- und Kinderhilfeeinrichtungen...“ 



 

3 

Nähere Ausführungen s. § 2 des Gesellschaftsvertrages. 

An einer Tätigkeit im Bereich der Jugendhilfe besteht insoweit kein Zweifel. 

 

Zu 3. 

Durch Freistellungsbescheid des Finanzamtes Montabaur vom 03.12.2020 wurde die 

Gesellschaft von der Körperschafts- und Gewerbesteuer freigestellt. 

Die Gemeinnützigkeit ist somit zu unterstellen. 

 

Zu 4. 

Aufgrund der dargelegten Finanz-, Personal- und Raumsituation bestehen keine Zweifel 

an den fachlichen und personellen Voraussetzungen, die einen nicht unwesentlichen 

Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe erwarten lassen. 

 

Zu 5. 

Zweifel an einer grundgesetzkonformen Arbeit bestehen nicht. 

 

III. 

Sind die unter II. aufgeführten Voraussetzungen seit mindestens drei Jahren erfüllt, so 

hat der beantragende Jugendhilfeträger einen Anspruch auf eine Anerkennung als freier 

Träger. 

Sind diese Voraussetzungen zwar erfüllt, die Dauer von drei Jahren allerdings noch nicht 

erreicht, so hat der Träger einen Anspruch gegen das Landesjugendamt, nach 

pflichtgemäßem Ermessen über eine Anerkennung zu entscheiden. 

Da das Bestehen der Anerkennungsvoraussetzungen bis zum Jahr 2017 nachgewiesen 

worden ist, hat der Verein einen Rechtsanspruch auf eine Anerkennung als freier Träger 

der Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII. 

 

In Vertretung  
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GESELLSCKAFTSVERTRAG

Präambel

Die g g euregio GmbH befindet sich in Trägerschaft der Katharina Kasper ViaNobis GmbH. Jede
Tätigkeit der Gesellschaft  ient der Fortschreibung der Intentio en der Gründerin der
Ordensgemeinschaft der Armen Dienstmägtfe Jesu Christi, IW. Katharina Kas er.

§1

Firma, Sitz der  esellschaft und Geschäftsjah  '

1.

Di  Firma der Gesellschaft lautet

geg euregio GmbH

2.

Der Sitz der Gesellschaft ist  n A chen.

3.

Das Geschäftsjahr fst das Kalenderja r.

§2

Gegenstan  der Gesellschaft

1.

Geg nstan  der Gesellschaft Ist die Ver irklichung von Aufgaben in Pflege- un 
B etrsu u n gseinric tu n gen.

Der Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch  en Betrieb vo  Behinderten-, Jugend-,
Kinderhilfeeinrichtungen irr der spezifischen Ausrichtung regional u d überregional. Daneben kann die
Ges llschaft auch Einrichtung n z r Unterbringung und Pflege von hilfs-, betreuungs- und 
pflegebedürftigen Personen errichten und betreiben. Der Betrieb kann auch über unmittefbar
an geschlossene Einrichtungen u d / oder Tochtergesellschaften erfolg  .

Die Gesellschaft die t im Rahmen Ihrer Möglic  eiten der stat onä en und ambula ten Beha dl  g
und Pflege sowie Betreuung von  erso en ohne Rücksicht auf Staatsang hörigkeit, Konfession,
Rasse, Geschlecht oder Wohnsitz.

2.

Der Gesellsc aftszweck wird fe  er verwirklic t durch Unterstützung und Förderung dieser
Einrichtunge , sowie  er Einricht ngen der DE NBACHER GRUPPE KATHARINA K SPER bei  er
Sic erung der wirtschaftlic en Lage  n  bei der Festlegung ei es bedarfsgerechten
Leistungsang ebotes.

3.

Die Gesellschaft kann auch  eitere gemeinnützige Z ecke verfolg n.

-Stend:



4.

Die Gesellschaft kann zu diesen Z ecken alle Geschäfte eingehen, die ihr  i nlich sind. De  Erwerb
von  rundbesitz ist zulässig.

5.

Die Gesellschaft ist berec tigt, sich an Einrichtungen, die dem Gesellschaftszweck dienen, zu
beteiligen o er sie zu errichten. Die Gesellschaft  ann  ich zur Erfüllung Ihrer Aufgaben einer
HÜfsperson im Sinne  es § 57 Abs, 1 Satz 2 der Abgabenordnung be ienen, soweit sie die Aufga  n
nicht selbst wahmimmt.

'S 3

Ste erbegünstigte Zwecke

1.

Die Gesellschaft ve folgt ausschließlich und unmit elb r

gemeinnützige und mildtäti e Zwecke im Sinne der Abgaben-

ordntmg,

2 ,

Zweck der Gesellschaft is  die Forderung d r Hilfe fü 

Behi  erte, der Jugen - und Al e hilfe, die Förderung  es

Wohlfahrt wese s, i sbesondere d   Zwecke der amtli h a ¬

erkannten Verbä de der freien Wo lfahrtspflege, ihrer Un¬

terverbände und ih er a geschloss n n Einricht ngen u d

Anstalten sowie die Unt  stützung  ilfsbe ü ftiger Perso¬

ne .

Der Satzungszw ck wird  e  ir licht insb so dere durch

den Betrieb  on Behinderten-, Jugend-, Kin erhilfeein¬

richtungen und von Einrichtungen zur U terbring ng und

Pfleg  von hilfs-  betre ungs- und pfleg bedürftig n

Perso  n.



3 .

Die Gesellschaft ist selbstlos tätig, Si  verfolgt nich 

i  erster Linie eigenwirtschaftlich  Zwecke. Mittel und

et aige Gewinne der Gesellschaft dürfen nur für die

Z ec   nach dies m Vertrag  erwende  wer en.

4.

Die Gesellsch ft kann zur Erfüllung ih er Satzungszw cke

Erträgnisse den Rüc lagen Z fu ren, soweit dies  ie

s  uerrechtliehen Vorschriften zulas  n.

5.

Gesellschafter  ürfe  keine Gewinnanteile un  in ihrer

Eige sc  f  als Gesellschafte  auch keine sonstige 

Zuwendungen,  u  Mi teln der Gesellschaf  erhalten. Dies

gilt nic t, sofern es sich bei den Gesellschaftern um

steuerbegünstigte Körperschaften oder Körpersch ften des

öffen lic en Rechts handelt, wenn  ie Mittel erwendu g

für s tzungs  mäße Zwec   gesicher  ist.

6.

Es dürfen  eine Personen du c  Ausgab n,  ie d m Zweck

d r Gesellscha t fre d sin , o er durch u verhäl  ismäßig

hohe Ve gütungen begünstigt werden.'

§4

SlammicapifaJ und Gesellschafter

1.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 EURO (in Worten: fünfundz anzigtausend EURO).

Das Stammkapital hat die Katharina Kasper ViaNobls GmbH übernommen.

Sie hat einen Geschäftsanteil im Nennwert von 12.750 EURO und einen Geschäftsanteil im Nenn ert
von 12.250 EU O.
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2.

Die Stammeinlage  st in voller Hö   geleistet.

3.

Auf einstimmi en Beschl ss der GeseJIschafterversammIung können weitere Gesellschafter in die
Gesellschaft au genommen werden.

§5

Verfügungen über Geschäftsanteile

1.

Die Abtretung oder Übertragung von Geschäftsanteilen od r Teilen von Geschäftsanteilen ist nur an
Körperschaften zulässig,  ie als steuerbegünstigt im Si ne der Abgabenordnung anerkannt sind oder
öffenüich rechtlichen Status haben. Die Abtretu g oder Übertragung ist nur mit vorheriger Zustimmung
der Gesellschaf erzufässig.

2.

Geschäftsanteile können von d r Gesellschaft  ann eingezo en werden,  enn die
Zwangsvollstrecku g In den Gesc äftsanteil eines Gesellschafters betrieben oder über das Vermögen
eines Gesellschafters  in Insolvenzverfahren erö fnet wird. Über die Einziehu g  on
Geschäftsante l n beschließt di  Gesa schaft rversammfung. Die be roffenen Gesellschafter oder
i re Vertreter sind nicht stimmberechtigt, im Fafle des Einzuges des Geschäftsanteils erhält der
betroffene Gesellschafter nur de  Nennwert seiner Sta meinlage erstattet.

§6

Organa der Gesellschaft

Organe der Ges llsch ft sind

1. die GeseMschafterversammlung

2. die Geschäftsführung.

§7

Gessllschafüe (Versamml ng

1. •

Eine Gesellsc afterversammlung hat mindestens einmal jährlich stattzufin en.

Die Gesellschafter e sa mlung wird dur h  ie Ges häftsführung unter Mitteilung der Tagesor nung
in Textform mit mindestens 1 -tägiger Frist einberufen.

Die Gesells hafte Versam lung  ann Beschlüsse auc  oh e Einhaltu g  er Form- und
Fristvorschriften fassen, wenn alle Gesellschafter anwesend sind. Beschlüsse im schriftlichen Wege,
auc  Umlaufbescbltisse, sin  zulässig,

2.
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Eine Gesellschanefversammlung ist einzuberufen, we n es im Interesse der Gesellschaft erforderlich
ersc ieint.

Der/Die Geschäftsführer der Geselischaft nimmt/nehmen an  er Geseifschafterversammlung teil,
soweh diese nic ts anderes beschließt.

4. '

Überdie Verhandlunge  un  Beschlüsse  er GeselFschafterversammlung  st eine Nie e schrift
anzufertigen.

Zuständigkeit der Ges ei Is chsfterve rsa m m I u n g

1,

Die Geseilschafterversammlung ist zustän ig für alle ihr  urch Gesetz und Gesellschaftsvertrag
zugewresenen Aufgaben. Sie hat insb sondere zu beschließen über:

a)

Än erungen des Gesellschaftsv r ra  es, Beitritt weiterer Gesellscha ter, Erhöhung o er Herab etzung
des Stammkapitals,

b) ' ' -

Veräußerung, Teilung un  Einziehun  von Geschäftsanteilen o er Tellen von Geschäftsanteilen  er
Gesellschafter,

c)

Grün ung, Erwe b und Ve äußerun  a derer Unter ehmen o er Beteiligun  an solchen,

d)

Aufnahme und Aufga e eines Geschäftszweiges (d. h. von Bereiche , Einrichtun en oder
wesentlichen Teilen des Unternehme s),

e)

Auflösung  er Gesellschaft,

0
Berufung und Abberufung von Geschäftsfü rern,

0)

Feststellung des Jah esabschlusses und  erwendung des Ergebnisses,

Bestellung  es  bschlussprüfers,
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i)

grundsätzliche Fragen der Zielsetzung und Struktur des Unternehmens,

J)

Eiwerb, Belastung  n  Veräußerung von Grundstticken und grund5lücksgleichen Rechten,

k)

Entscheidung über Maßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung für die G sellschaft.

Die Beschlüsse  er Gesellschaft werden mit einfacher Mehrheit gefasst, soweit nicht das Gesetz oder
dieser Gesellschaftsvertrag eine andere Mehrheit verlangt.
Je 1 EURO Gesc äftsanteil wir  eine Stimme gewährt

Geschäftsfü rung

1.

Die Gesellschaft  at einen oder me  ere Geschäftsführer.

2.

Die Geschäftsführung ist für d e Fü  ung des laufenden Geschäftsbetri bes der Geseflschaft
verantwortlic . Sie  at sich am Zweck der Gesellschaft u d  er Zielsetzung un  Aufgabe stellung der
Einrichtungen unter B achtu g der einschlägigen Vorschriften z  orientie en. Die Geschäftsführung
hat die Leistungsfähigkeit und Wirtsc aftlic keit der Ges llschaft und der n Einric tungen zu
besorgen.

3-

Die Geschäftsführung vertr tt die Gesellschaft. Ist nur ein Geschäftsfü re  bestellt, so vertritt  r  ie
Gesellsc aft alleine. Sind mehr re Geschäftsführer bestellt, so wir  die Gesellschaft d rch zwei
Geschäftsführer gemeinschaftlic  oder durch einen Geschäftsführer   meinschaftlich mit einem
Prokuristen vertreten.

4.

Einzelnen Geschäftsführe   ka n durc  Beschluss der GeseIJschafterversammIung
Alleinvertretungsbefugnis und/oder Befreiun   on den Beschrä  un en des § 181 BGB fü 
Rechtsgeschäfte erteilt werden. Dies gilt nicht für  en Bereich des eigenen Dienstvertrages,  er
Nebenleistungen und der sonstige  geldwerte  Vorteile. Für ei  einzel es Rechts eschäft kö  en
unabhängi  davon die vertretungsberechtigten  eschäftsführer jeweils durch Beschluss der
Geselfschafterv rsa mlung  on den Beschränkungen des §161 BGB befreit werde .

5.

Zur Erledigung des einfachen S  rift- und Zahlungsverk   s  ann die G schäftsführung an einzelne
itglieder und an Mitarbeit r der Gesellschaft Zeichnungsbefugnis erteilen. Diese ist schriftlich zu

erteiien.

6.
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Zur Regel ng der Tätigkeil der Gesctiäftsführuhg'erlässt die GeseJfschsfterversammlung eine
Geschäflsordnüng.

7.

Die Geschäftsführung übt ihr Ami aus nach Maßgabe des Gesetzes, des GeseIIschaftsvertrages, der
Beschlüsse der Gesellschafferversammlung, der G schäftsfDhreranstellungsverträ.ge und der
Geschäftsordnung,

6.

Die vorangegangenen Bestimmungen g lten auch für Liquidatoren.

§10

Auskünfte- und Berichtspflicht

1.

Auf Verfangen der Gesellsc after ersammlung sind dieser von der G schäftsführung Bericht zu
erstatten, Auskünfte zu erteilen oder Unterlage  vorzulegen.

2.

Auf Verlangen der Gesellschaftet ersammfung hat die Geschäftsführung diese»? oder deren
Beauftragten sämtliche A  künfte zu erteilen o er Unterlagen  orzulegen un  den Zugang zu allen
Räumen  er Gesellschaft zu ermöglic en.

Die Geschäftsfüh ung hat der Geselfschaft rversammtun  regelmäßig, mindestens j  oc  einmal rm
KaIendervierteljahr, zu berichten über;

a)

grundsätzlic   Fragen der Geschäftsführung,

b)

ie Lage der Gesellschaft un  der Einrichtungen, insb sondere über di  Entwicklung tie leistungs-,
Finanz-, Personal- un  Ertragsstruktur,

c)

außergewö nliche Ereignisse, die di  Gesellschaft und den Betrieb  er Gesellschaft betreffen.
Füerüber ist  nverzüglich Bericht zu erstatten.

§11

Schweigepflicht

Die Mitglie er der GeseIIschaffer e samm 1 cmg und der Geschäftsführung haben über alle
Angelege heiten und Tatsachen der Gesellschaft sowie deren Mitar eiter und Klienten, die i nen
durch ihre Tätig eit für die Gesellschaft be annt gewor en sind, Stillsc weigen zu bewa ren, soweit
sie diese nicht im Ra men pflichtgemäßer Ausübung ihrer Tätigkeit offenbaren müssen. Die
Schwe gepflic t da ertauch nach Been igung ihrer Tätigk it für die Gesellschaft fort.

i  J   *i 4 «I
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§12

Haftung der Organm tglfeder

Die Mitgli der der Gesellschaferversammlung tragen En ihrer Gesamt eit die Verantwortung für ihre
Tätigkeit, auch wenn die Wahrnehmung von Aufgaben einz lnen Mitgliedern übertragen wurde.
Soweit eine persö liche Haftung  er Mitglieder der Gesellschafterv rsamml ng gegenüber Dri ten
bestellen sollte, werd n sie durch  ie Gesellschaft von  en Ansprüc en Dritter freigestellt.

2.

Gegenüber der Gesefischaft haften die Mitglie er der Gesellschafterversamml ng nur bei Vorsatz und
soweit Keine ander eitige Ersatzmöglichkerl besteht- Die Beweislast für das Verschulden trägt  ie
Gesefischaft.

§13

Bekan tmachungen

Die Bekan tmachungeri der G sellschaft erfolg n nur im Bundesanzeiger (el ktronisch).

§14 -

Dauer und Auflösung der Gesellschaft

1.

Die  esellschaft Ist auf unbestimmte Zeit errichtet. Sie kann  urc  Besc luss der
Gesellschafterversammlung je erzeit aufgelöst werden.

2.

Im Falle der Auflösung der Ges llsc aft erfolgt die Liquidation  urch  die Gesc äftsführun , sowe t die
G sellschaft rversammlung nichts ande es beschließt

3.

Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall des bisherigen Zwecks  rhält der Gesellsc after di 
eingezahlten Kapitalantellelnlagen zurück,  ie für gemeinnützig  Zwecke zu verwenden sind. Das
übri e Vermögen  er Ges llschaft fällt nach Ablösun  sämtlich r Verpflichtungen an die Kat arina
Kasper  iaNobis G bH, die es unmi telbar und ausschließlich fü  geme nnützige Zwecke zu
erwende  hat.

§15

Unwirksamkeit einzelner  ertragsbestimmunge 

1.
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Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein oder werden, so  ird dadurch dis
GÜltfgkeil der übrigen Bestimmungen nicht ber hrt, fn  iesem Falle sind die Gesellschafter
verpflicht t, den Vertrag durch eine dem rechtlichen und wirtschaftlichen Zweck der un ültigen
Vert ags best im m u hg entsprec ende rec ttich wirksame Bestim ung zu ergänzen.

2.

Sofern eine Bestimmung  erschieden ausgelegt  e den  ann, ist sie so auszulegen,  ie sie mit dem
Gesetz und dem Inhalt dieses Vertra es am ehesten in Einklang gebracht werden  ann.

§16

imkrsftfref oft? Zueämmu-ngs&ffordefriese, Kosten

Die mit der Errichtung und Eintragung der GeseJJschaft verbundenen Kosten und Steuern trägt die
Gesellschaft bis zu maximal €2,000, .

r
Stoid: 1 i.f£.£0'm



Hiermit¦besc einige ich, dass  i  g änderten Bestimmungen,

des Gesellschafts ertragee mit der Gesellsc aftervereihba-

ru g vom 11.05*2016 üb r  ie Änderung des  esel1sch ftg er-

tr ges und die u verän er en Bestimmu gen mit dem zuletzt

zum Handelsregister eingereichten vollständi en Wor laut des

Gesellschaftsvertrages übereinstimme .

Gang lt,   n 12. Mai 2016

No ar
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